
Sehr geehrte Vorstandsmitglieder, 

 

zunächst möchte ich mich für die verspätete Rückmeldung entschuldigen. Das Thema 
liegt uns sehr am Herzen. Da ein großer Teil unserer Mitglieder bei Volt ehrenamtlich 
tätig ist, gelingt es uns leider nicht immer, alles im gewünschten Zeitrahmen zu 
erledigen. 

 

Sie finden unsere Fragen zu Ihren Wahlprüfsteinen im Folgenden: 

Wie steht Ihre Partei dazu, dass Betroffene/Peers nicht in allen 
Besuchskommissionen Mitglied sind? 
Wir bei Volt setzen uns konsequent für eine diskriminierungsfreie 
Gesundheitsversorgung ein, in der die Stimme der Betroffenen echtes Gewicht hat. Wir 
fordern explizit die Förderung von Peer-Angeboten sowie die Beteiligung betroffener 
Gruppen an der Forschung und Evaluation medizinischer Angebote. Da wir Inklusion 
und Partizipation als Grundpfeiler einer modernen Gesundheitspolitik verstehen, 
unterstützen wir die Einbeziehung von Peers in alle Besuchskommissionen. Nur durch 
die Expertise derer, die das System selbst erleben, können wir die Versorgungsqualität 
nachhaltig verbessern und strukturelle Barrieren abbauen 
 
Wie steht Ihre Partei dazu, dass ein Unterschied in der Besuchskommission 
gemacht wird zwischen Unterbringung nach PsychKG oder BGB? 
Wir fordern ein Ende der Diskriminierung von Menschen mit psychischen Erkrankungen. 
Jede Form der Unterbringung muss denselben hohen Standards an Kontrolle, 
Qualitätssicherung und Patientenschutz unterliegen. Eine Ungleichbehandlung in der 
Aufsicht lehnen wir ab, wenn sie zu einer schlechteren Wahrung der Grundrechte führt. 
Unser Ziel ist eine gemeinwohlorientierte Krankenhauslandschaft mit transparenten, 
einheitlichen Kontrollmechanismen für alle Patient:innen, unabhängig vom rechtlichen 
Rahmen ihrer Behandlung. 
 
Wie steht Ihre Partei zu einer Registrierung von Menschen mit psychischer 
Erkrankung bei den Ordnungsbehörden (Polizei, Gesundheitsamt etc.)? 
Volt lehnt Maßnahmen ab, die zur Stigmatisierung von Menschen mit psychischen 
Erkrankungen beitragen. Wir fordern stattdessen eine umfassende Entstigmatisierung 
und Aufklärung. Eine Registrierung bei Ordnungsbehörden liefe dem Grundsatz von 
„Privacy by Design“ sowie dem Schutz sensibler Gesundheitsdaten entgegen. Unser 
Fokus liegt auf der Stärkung des Vertrauensverhältnisses zwischen Patient:innen und 
dem Hilfesystem sowie dem Ausbau niedrigschwelliger, präventiver Unterstützung statt 
auf behördlicher Überwachung oder polizeilicher Erfassung.  
 



Was plant Ihre Partei zur Behebung der mangelhaften Versorgung von psychisch 
Erkrankten generell und im Speziellen im ländlichen Raum? 
Wir fordern die Erhöhung der psychotherapeutischen Kassensitze um 50 % bis 2030, 
wobei wir unterversorgte Regionen priorisieren. Um lange Leidenswege zu verkürzen, 
wollen wir Wartezeiten verbindlich begrenzen: auf maximal sechs Wochen bis zum 
Erstgespräch und drei Monate bis zum Behandlungsbeginn. Im ländlichen Raum setzen 
wir auf den massiven Ausbau der Telemedizin sowie auf multiprofessionelle Regionale 
Versorgungszentren (RVZ), die stationäre und ambulante Angebote nahtlos verzahnen. 
Zudem stärken wir Gesundheitsfachkräfte direkt an Kitas und Schulen, um 
wohnortnahe, präventive Hilfe zu gewährleisten. 
 
Wie stellt Ihre Partei sich die Einbeziehung von Menschen nach einer psychischen 
Erkrankung und die Finanzierung der sekundären Prävention vor? 
Wir setzen auf einen Paradigmenwechsel hin zu einer Public-Health-Strategie, die 
Prävention und Früherkennung in den Mittelpunkt stellt. Zur Einbeziehung Betroffener 
fordern wir die gezielte Förderung von Peer-Angeboten und die Beteiligung betroffener 
Gruppen an der Forschung und Evaluation medizinischer Leistungen. Sekundäre 
Prävention wollen wir durch ein Landesinstitut für Public Health und die Verstetigung der 
Förderung für Gesundheitsregionen finanziell absichern. 
 
Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Inklusion von Menschen mit geistiger oder 
psychischer Erkrankung zunächst auf dem ersten Arbeitsmarkt stattfindet und 
nicht auf dem zweiten Arbeitsmarkt, insbesondere Behindertenwerkstätten?  
Wir fordern echte Barrierefreiheit im Berufsleben und ein Ende der Segregation. Für 
mittlere und große Unternehmen wollen wir eine verbindliche Mindestquote an 
Arbeitsplätzen für Menschen mit Einschränkungen festlegen, unterstützt durch 
finanzielle Anreize. Unser Ziel ist der Ausbau von „Supported Employment“-Modellen, 
die Menschen dauerhaft und sicher im ersten Arbeitsmarkt halten, statt sie in 
Sonderstrukturen zu belassen. Wir setzen auf eine „Regelschule für alle“, um bereits 
früh die Grundlagen für eine inklusive Erwerbsbiografie zu legen und den Übergang in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt zum Standard zu machen. 

Vielen Dank für Ihren Engagement für dieses sehr wichtige Thema, bei Rückfragen stehe 
ich gerne zur Verfügung.  

Liebe Lila Grüße 

Dominik Springer 

Stv. Landesvorsitzender Rheinland-Pfalz 

 


